
Übernahmerechtliche Angaben nach 
§§ 289a Abs. 1 und 315a Abs. 1 HGB 

Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals

Das gezeichnete Kapital (Grundkapital) der paragon GmbH 

& Co. KGaA beträgt 4.526.266,00 Euro und ist eingeteilt in 

4.526.266 auf den Inhaber lautende nennwertlose Stamm-

aktien (Stückaktien) mit einem anteiligen Betrag am 

Grundkapital von jeweils 1,00 Euro. Sämtliche Aktien sind 

gewinnanteilsberechtigt. Jede Aktie gewährt in der Haupt-

versammlung eine Stimme.

Aktienstimmrechts- oder Übertragungsbeschränkungen 

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von 

Aktien betreffen, sind der Geschäftsführung nicht bekannt.

10 % der Stimmrechte überschreitende 

Kapitalbeteiligungen

Der Vorsitzende der Geschäftsführung (und Gründer der 

Vorgänger-Gesellschaft), Klaus Dieter Frers, hielt zum 

Bilanzstichtag 2.232.263 Aktien der Gesellschaft. Dies ent-

spricht einem Anteil von 49,3 % am Grundkapital der para-

gon GmbH & Co. KGaA. Für weitere 30.871 Aktien hat er 

eine Stimmrechtsvollmacht, die keiner Weisung unterliegt. 

Damit sind ihm 2.263.134 Aktien der Gesellschaft zuzurech-

nen (§ 34 WpHG Abs. 1 Nr. 6), dies sind 50% plus 1 Aktie der 

Kommanditaktien der paragon GmbH & Co. KGaA.

Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse 

verleihen

Es existieren keine Aktien mit Sonderrechten, die Kontroll-

befugnisse verleihen.

Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer am 

Kapital beteiligt sind

Soweit Arbeitnehmer als Aktionäre am Kommanditkapi-

tal (Grundkapital) beteiligt sind, können sie daraus keine 

besonderen Rechte herleiten.

Ernennung und Abberufung der Mitglieder der Geschäfts-

führung und Änderung der Satzung

Die Geschäftsführung der paragon GmbH & Co. KGaA obliegt 

der paragon GmbH als persönlich haftendem Gesellschaf-

ter. Bei dieser kapitalistischen Ausgestaltung der KGaA füh-

ren die Geschäftsführungsorgane des persönlich haftenden 

Gesellschafters damit faktisch die Geschäfte der KGaA. Für 

die Geschäftsführung gelten sinngemäß die für den Vor-

stand einschlägigen Vorschriften des Aktiengesetzes. 

Anders als der Vorstand einer AG ist der persönlich haftende 

Gesellschafter allerdings „geborenes“ Geschäftsleitungs-

organ, d.h. er ist auf Dauer und nicht für einen bestimmten 

Zeitraum zur Führung der Geschäfte und zur Vertretung der 

Gesellschaft berechtigt. Er wird nicht durch den Aufsichts-

rat oder die Hauptversammlung bestellt, sondern durch die 

Satzung bestimmt. Aus diesem Grund kann er insbesondere 

auch nicht durch den Aufsichtsrat oder die Hauptversamm-

lung abberufen werden. 

Bezüglich der Regelungen zur Änderung der Satzung wird 

auf § 278 Abs. 3 AktG i.V.m. § 179 Abs. 2 S. 2 AktG verwiesen.

Befugnisse der Geschäftsführung zur Aktienausgabe

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist durch Beschluss 

der Hauptversammlung vom 31. August 2021 ermächtigt, 

das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis einschließlich zum 30. August 2026 ein-

malig oder mehrmals um bis zu insgesamt 2.263.133,00 

Euro gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von 

bis zu 2.263.133 neuen, auf den Inhaber lautenden Stamm-

aktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) zu erhöhen (Geneh-

migtes Kapital 2021/I). 
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Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu 

gewähren. Das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der 

Weise gewährt werden, dass die neuen Aktien von einem 

Bankenkonsortium mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären mittelbar im Sinne von § 186 

Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten. Die persönlich haftende 

Gesellschafterin ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in 

definierten Fällen auszuschließen. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist durch Beschluss 

der Hauptversammlung vom 31. August 2021 ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis einschließlich zum 

30. August 2026 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber 

oder auf den Namen lautende Wandel- oder Optionschuld-

verschreibungen oder eine Kombination dieser Instrumente 

im Gesamtnennbetrag von 150.000.000,00 Euro mit einer 

Laufzeit von längstens zehn Jahren zu begeben und den 

Inhabern bzw. Gläubigern von Wandel- bzw. Optionsschuld-

verschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf bis zu 

2.263.133 neue, auf den Inhaber lautenden Stammaktien 

der Gesellschaft zu gewähren (Bedingtes Kapital 2021/I). 

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung, aber 

auch gegen Sacheinlagen, insbesondere die Beteiligung an 

anderen Unternehmen, begeben werden. Im Fall von Opti-

onsschuldverschreibungen kann die Ausgabe auch gegen 

Sachleistung erfolgen, soweit in den Bedingungen der Opti-

onsscheine vorgesehen ist, den Optionspreis je Aktie der 

Gesellschaft bei Ausübung vollständig in bar zu leisten. 

Kontrollwechsel und Entschädigungsvereinbarungen

Nach § 6 Nr. 3 der Satzung der Gesellschaft in der Fas-

sung vom 8. Mai 2018 können weitere persönlich haftende 

Gesellschafter mit oder ohne Geschäftsführungs- und/oder 

Vertretungsbefugnis in die Gesellschaft aufgenommen 

werden. Die Aufnahme bedarf der Zustimmung der per-

sönlich haftenden Gesellschafterin sowie der Zustimmung 

durch die Hauptversammlung. Die Bestimmungen der Sat-

zung der Gesellschaft über die persönlich haftende Gesell-

schafterin gelten für neu beigetretene persönlich haftende 

Gesellschafter entsprechend. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin scheidet gem. § 

6 Nr. 4 der Satzung der Gesellschaft in der Fassung vom 8. 

Mai 2018 aus der Gesellschaft aus, wenn jemand anderes als 

Brigitte Frers oder eine in gerader Linie mit Klaus Dieter Frers 

verwandte Person (§ 1589 Abs. 1 S. 1 BGB) der rechtliche 

oder wirtschaftliche Eigentümer der Mehrheit der Stimm-

rechte an der persönlich haftenden Gesellschafterin wird 

und nicht innerhalb von drei Monaten nach Wirksamwerden 

des Erwerbs ein Übernahme – oder Pflichtangebot gemäß 

den Regelungen des Wertpapiererwerbs- und Übernahme-

gesetzes (WpÜG) an die Aktionäre der Gesellschaft abgibt. 

Scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der 

Gesellschaft aus, ohne dass gleichzeitig eine persönlich haf-

tende Gesellschafterin aufgenommen worden ist, wird die 

Gesellschaft gem. § 6 Nr. 5 der Satzung der Gesellschaft vom 

8. Mai 2018 übergangsweise von den Kommanditaktionären 

allein fortgesetzt. Der Aufsichtsrat hat in diesem Fall unver-

züglich die Bestellung eines Notvertreters zu beantragen, 

der die Gesellschaft bis zur Aufnahme einer neuen persön-

lich haftenden Gesellschafterin vertritt.
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